
Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Nein, es hätte Ihnen zweifelsfrei zugestanden, 
zu beantragen und zu erläutern, daß es sich hierbei um ein Ver­
fassungsgesetz handelt. Dann hätte man darüber diskutieren 
müssen.

(Unruhe im Saal)

Das ist so. Danke schön. Jetzt können Sie die Erklärung abge­
ben.

Dr. Gomolka (CDU/DA):

Nach der 1. Lesung des Ländereinführungsgesetzes bat ich die 
Abgeordneten der Koalitionsfraktionen um Unterstützung für 
einen Ergänzungsantrag. Damit sollte das Recht auf die Bildung 
von weitgehend sich selbst verwaltenden Gebietskörperschaf­
ten, auch Landschaftsverbände genannt, im Gesetz verankert 
werden. Die zum Antrag notwendige Unterstützung fand ich 
sehr schnell. Dafür möchte ich mich bei den betreffenden Abge­
ordneten herzlich bedanken, insbesondere bei meiner Fraktion 
CDU/DA, die dem Anliegen mehrheitlich zustimmte. Der feder­
führende Ausschuß konnte sich jedoch aus grundsätzlichen Er­
wägungen heraus nicht entschließen, der Ergänzung zuzustim­
men.

Zwischenzeitlich liegen die ersten Entwürfe künftiger Län­
derverfassungen vor, z. B. auch für Mecklenburg und Vorpom­
mern. In letzterer wird die Idee zur Bildung von Gebietskörper­
schaften aufgegriffen, und es werden hinsichtlich der Struktu­
ren und Befugnisse solcher Landschaftsverbände durchaus ak­
zeptable Lösungen vorgeschlagen. Darüber hinaus wurden z. B. 
in Vorpommern mit der Gründung eines Kreis- und Städtetages 
bereits ansatzweise entsprechende Organisationsformen ge­
schaffen. Insofern sehe ich derzeit keinen unmittelbaren Bedarf, 
das Ländereinführungsgesetz zu ergänzen, um historischen 
oder ethnischen Besonderheiten gerecht zu werden, um die In­
teressen von Minderheiten zu bewahren.

Gleichzeitig möchte ich an dieser Stelle nachdrücklich der 
Hoffnung Ausdruck geben, daß diese Anliegen in den künftigen 
Länderverfassungen auch tatsächlich und angemessen berück­
sichtigtwerden. Anderenfalls könnte meines Erachtens eine No­
vellierung des Ländereinführungsgesetzes erforderlich werden. 
- Danke.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Noch eine Erklärung?

(Janovsky CDU/DA: Ja, Herr Präsident, ich hatte auch darum 
gebeten.)

Bitte schön.

Janovsky (CDU/DA):

Erklärung der Abgeordneten Ulbricht, Reimann, Dr. Anders, 
Martini zum Berge und Janovsky zum Ländereinführungsge­
setz: Wir haben in den letzten Monaten die Freude bei den Sach­
sen, Thüringern und Mecklenburgern erlebt, sich als solche füh­
len zu können. Mit Unverständnis vermerken wir aber auch bis 
zum heutigen Tage, daß Schlesiern solches Erleben versagt blei­
ben soll.

(Widerspruchsrufe - Nicht zu fassen! - eine Reihe Abgeordneter, 
insbesondere der PDS, verläßt demonstrativ den Saal)

Angesichts der bevorstehenden Länderbildung ist es dringend 
geboten, öffentlich auf die Existenz der schlesischen Lausitz auf­
merksam zu machen und uns endlich Gehör zu verschaffen.

Auf 2 099 m2 erstreckt sich in den heutigen deutschen Grenzen 
ein Teil Schlesiens mit rund 310 000 Einwohnern, der durch die

stalinistische Deutschlandpolitik seiner Eigenständigkeit be­
raubt, unter dem SED-Regime nochmals geteilt und den Bezir­
ken Dresden und Cottbus einverleibt wurde. Die antiregionale 
Einstellung, die allerseits in Deutschland Zeitgeist ist, muß zu­
gunsten solcher Regionen, die unter der Trennung Deutsch­
lands und nach der Grenzziehung besonders im Osten gelitten 
haben und faktisch weiter leiden, überwunden werden.

Wir drängen auf Anhörung und empfehlen die baldige Neu­
schöpfung solcher Strukturen, mit denen sich die Menschen 
identisch fühlen können und wollen. Als staatliche Struktur ist 
aus unserer Sicht die Bildung eines Regierungsbezirks für die 
schlesische Lausitz mit Görlitz als Regierungspräsidentensitz in 
einem neuen Bundesland Sachsen oder Freistaat Sachsen erfor­
derlich, um so Identität zu wahren und weiter zu befruchten. Wir 
hatten erwartet, daß im Ländereinführungsgesetz ein Signal in 
dieser Richtung gesetzt würde. Wir sehen uns enttäuscht und 
müssen erkennen, daß die Existenz der schlesischen Lausitz 
auch weiterhin negiert werden soll.

Wir meinen, daß sogar beide deutsche Regierungen und auch 
die künftige gesamtdeutsche Regierung gegenüber diesem Teil 
Schlesiens eine besondere Verantwortung haben. Die Vertre­
tung der Interessen der Bevölkerung der schlesischen Lausitz 
ist durch die Zusicherung von Mitsprache und Entscheidung im 
gesamdeutschen Parlament und auch in der künftigen deut­
schen Länderkammer zu gewährleisten. Die schlesische Lausitz 
muß als Bindeglied zwischen den beiden großen europäischen 
Kulturen wirken. Görlitz sollte das Strasbourg des Ostens wer­
den. Die Einwohner der schlesischen Lausitz wollen mehrheit­
lich in Sachsen leben, aber wir werden uns nicht zu Sachsen ma­
chen lassen. Wir werden eine Fortführung von Unterdrückungs­
politik nicht hinnehmen.

(Beifall bei CDU/DA und bei DSU)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Und eine weitere Erklärung zum Ländereinführungsgesetz.

Dr. Kney (Die Liberalen):

Herr Präsident, ich möchte eine Erklärung für mich selbst ab­
geben. Ich komme aus der Lausitz und möchte mich von dem, 
was soeben gesagt worden ist, in aller Form distanzieren. Ich 
schäme mich, daß diese Erklärung in diesem Parlament abgege­
ben worden ist.

(Beifall bei SPD, PDS und Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Meine Damen und Herren! Erklärungen zu Erklärungen 
können zur Diskussion von Erklärungen werden. Dies nun 
aber gerade ist nicht erlaubt. Erklärungen müssen so stehen­
bleiben. Sie kommen aus einer persönlichen Betroffenheit. Das 
ist der Sinn solcher Erklärungen. Ich hoffe also, daß es sich bei 
den weiteren Wortmeldungen auch um Erklärungen handelt. 
Bitte schön.

Hildebrand (Bündnis 90/Grüne):

Diese Hoffnung muß ich enttäuschen. Ich möchte keine Erklä­
rung abgeben, sondern eine Anfrage zur Geschäftsordnung stel­
len. Was geschieht mit dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grü­
ne zum Ländereinführungsgesetz? Er liegt Ihnen schriftlich vor. 
Ich bitte Sie, darüber abstimmen zu lassen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Gut, dazu sage ich gleich etwas. Ich will erst wissen, was der 
Herr Gysi gerne möchte.
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